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Zusammenfassende Erklärung gemäß §10 Abs.4 BauGB

Bauleitplanung der Stadt Schotten, Stadtteil Betzenrod

Bebauungsplan Nr. 3 „Am Hirzenberg" -1 Änderung

Die folgende zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 Abs.4 BauGB wird Bestandteil der Verfahrens-
unterlagen:

r

1. Gründe der Wahl des vorliegenden Planes unter Beachtung anderweitiger Planungsmöglichkei-
ten

Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 3 „Am Hirzenberg" aus dem Jahr 1976 weist im Norden des Stadt-
teils Betzenrod großflächig ein Allgemeines Wohngebiet aus. Geplant und realisiert sind freistehende
Einfamilienhäuser unter Berücksichtigung der damaligen Anforderungen und üblichen Vorgaben für
Wohngebäude. In dem durch die Straße An den Linden sowie Seitenstraße umschlossenen Baufenster
wird eine öffentliche Grünfläche, Zweckbestimmung Kinderspielplatz sowie daran westlich anschließend
Parkfläche festgesetzt. Eine Umsetzung dieser planerischen Vorgaben erfolgte jedoch nicht. Vielmehr
wurde der Standort teilweise einer baulichen Nutzung in Form einer Wohnbebauung zugeführt. Aufgrund
der damit einhergehenden sich wandelnden Rahmenbedingungen ist auch zukünftig die Umsetzung der
ursprünglich geplanten Nutzung nicht mehr zu erwarten. Darüber hinaus besteht diesbezüglich auch kein
Handlungsbedarf mehr, da an anderer Stelle im Siedlungsgebiet eine entsprechende öffentliche Grünflä-
ehe verwirklicht wurde. Die bereits im Ansatz ausgebaute Straße Sonnenhang wird ebenfalls über den
rechtskräftigen Bebauungsplan nicht dargestellt. Um eine ordnungsgemäße Erschließung der drei Bau-
grundstücke im Bereich der Straße Sonnenhang zu gewährleisten, wird die Erschließungsstraße (Flur-
stuck 221) in die Planung mit aufgenommen und festgesetzt. Darüber hinaus wird durch den Ausbau der
Straße Sonnenhang (Flurstück 222) die rückwärtige Bebauung der Flurstücke 223 und 224 ermöglicht.

Darauf begründend hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Schotten in ihrer Sitzung am
17.11.2005 die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 „Am Hirzenberg" beschlossen.
Damit soll der bisher als öffentliche Grünfläche festgesetzte Bereich einer städtebaulichen Neuordnung
zugeführt und die Voraussetzungen für eine innerörtliche Nachverdichtung geschaffen werden. Planziel
ist entsprechend der geplanten bzw. partielle bereits vorhandenen Nutzung die Ausweisung eines Allge-
meinen Wohngebietes im Sinne § 4 BauNVO.

Aus städtebaulicher Sicht ist die Erfassung der bereits genehmigten baulichen Anlagen und Nutzungen
sowie die nachträgliche behutsame Verdichtung durch die Bebauung der Grünfläche städtebaulich ver-
tretbar, da im Sinne des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden (§ 1a BauGB) den Grundsätzen
einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung im Innenbereich Rechnung getragen wird. Die Frage
einer Alternativenprüfung stellt sich aufgrund des Bestandes und eines bisher rechtskräftigen Planes
nicht. Anderweitige Planungsmöglichkeiten in Betzenrod liegen auch nicht vor oder wären nur mit einem
erheblichen Erschließungsaufwand und neuem Flächenverbrauch im Außenbereich verbunden.

2. Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 3 „Am Hirzenberg", 1. Änderung wurde gemäß § 2 (4)Bau-
gesetzbuch (BauGB) für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 (6) 7 und § 1a eine Umweltprüfung
durchgeführt, in der die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umwelt-
bericht beschrieben und bewertet wurden. Der Umweltbericht ist ein gesonderter Teil der Begründung
und wurde dem Entwurf des Bebauungsplanes beigefügt.
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Für die Bestandsaufnahme wurden die in der Praxis bewährten Verfahren eingesetzt, so u.a. Geländebe-
gehung und Erfassung der Biotop- und Nutzungstypen. Diese ermöglichten eine Bewertung des Biotop-
bestandes und bildeten die Grundlage für die Bewertung der zu erwartenden Umweltauswirkungen. Ne-
ben der Beschreibung und Bewertung des Bestandes sowie der voraussichtlichen Auswirkungen der
Planung auf die einzelnen Umweltbelange, wurde die sich aus dem Bundesnaturschutzgesetz ergebende
Eingriffs- und Ausgleichsthematik (naturschutzrechtliche Eingriffsregelung) abgearbeitet und entspre-
chend erforderliche Kompensationsmaßnahmen festgesetzt.

Entsprechend § 2a BauGB war der Umweltbericht Teil der Begründung zum Bebauungsplan und unterlag
damit den gleichen Verfahrensschritten wie die Begründung an sich (u.a. öffentlichkeits- und Behörden-
beteiligung). Der Umweltbericht und die im Rahmen der Verfahrensschritte gem. § 3 Abs. 1 i.V.m. § 4
Abs. 1 BauGB und gem. § 3 Abs. 2 i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen umweltrelevanten Stellung-
nahmen, wurden in der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt. Die Art und Weise der Berücksich-
tigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung ist Inhalt des nachfolgenden Kapitels.

3. Art und Weise der Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung

Die zu den Umweltbelangen im Rahmen der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung eingegangenen
Anregungen und Bedenken wurden in Form einer Abwägung behandelt. Die Art und Weise wie die im
Rahmen der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung eingegangenen Anregungen und Bedenken im
Bebauungsplan berücksichtigt wurden, sind im Detail in den Beschlussempfehlungen zu den jeweiligen
Verfahrensschritten gemäß § 3 Abs.1 i.V.m. § 4 Abs.1 BauGB sowie § 3 Abs.2 i.V.m. § 4 Abs.2 BauGB
dokumentiert und zu entnehmen. Diese Beschlussempfehlungen wurden in den städtischen Gremien
entsprechend vorgestellt, thematisiert und letztlich von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen.

Die wesentlichen Anregungen, Bedenken und Hinweise im Rahmen der Entwurfsoffenlage können wie
folgt zusammengefasst werden:

RP_Gießen, Gryndwasserschutz, Wasserversoraunc) Dez. 41.1.

Die Hinweise auf die im Planbereich befindlichen Trinkwasserschutzgebiete wurden gemäß und § 9 Abs.
6 BauGB nachrichtlich übernommen (Plankarte/Begründung).

c Die konkreten Anregungen und Hinweise der Fachbehörden zu den verschiedenen Umweltbelangen sind
im Rahmen der Abwägungen ausführlich behandelt worden, es wird auf die Ausführungen auf den Seiten
49ff. und 124ff. der Verfahrensunterlagen verwiesen.

Linden und Schotten, November 2007


